
AfD

Datenschützer
prüfen Storch
AfD-Vizechefin Beatrix von
Storch steht im Verdacht, mit
ihrem Geflecht von Internet-
seiten gravierende Verstöße
gegen den Datenschutz be-
gangen zu haben. Berlins
 Datenschutzbeauftragte
Maja Smoltczyk hat Storch
einen langen Fragenkatalog
zu deren Portalen wie Abge-
ordneten-check.de und Civil-
petition.de geschickt. So
wird die AfD-Politikerin ge-
fragt: „Auf welcher Rechts-
grundlage übermitteln Sie
personenbezogene Daten …,
wenn eine Einwilligung der
Betroffenen nicht vorliegt?“
Geprüft wird auch, ob Storch

sensible Daten ohne Zustim-
mung an kommerzielle
Newsletter-Anbieter weiter-
gab und ob es stimmt, dass
Abonnenten eines Mail-Ver-
teilers ungefragt Nachrichten
anderer Storch-Vereine er-
hielten. Die Datenschutzbe-
hörde untersucht zudem, wie
und zu welchen Zwecken
Storch die Nutzerdaten in-
tern verarbeitet. Die Seite
Abgeordneten-check.de
habe „bis vor kurzer Zeit
keine Datenschutzerklärung“
enthalten, monieren die Prü-
fer. Anlass der Kontrolle war
eine Beschwerde der Berli-
ner Netzaktivistin Katharina
Nocun. Daraufhin waren ei-
nige Angaben auf den
Storch-Seiten geändert wor-
den. ama

Rentenreform

Aus drei mach zwei
Horst Seehofer macht einen
Rückzieher: Die CSU wird
im Herbst kein eigenes Ren-
tenkonzept präsentieren,
sondern mit der CDU einen
gemeinsamen Reformvor-
schlag vorlegen. Das Niveau
der gesetzlichen Rente soll
dabei, anders als von Seeho-
fer vorgeschlagen, nicht auf
dem heutigen Niveau einge-
froren werden, heißt es in
der Union. Man wolle sich
bei einem so wichtigen The-
ma wie der Rente nicht
schon wieder uneinig zeigen.
Das Konzept soll von der
bayerischen Sozialministerin
Emilia Müller, CDU-Präsidi-
umsmitglied Jens Spahn und
dem Staatssekretär im Ge-
sundheitsministerium, Karl-
Josef Laumann, erarbeitet
werden.

Bundessozialministerin An-
drea Nahles setzt bei ihren
Vorarbeiten für die geplante
Rentenreform auf externen
Sachverstand. Bevor sie ein
Gesamtkonzept vorlegt, will
sie sich mit Wissenschaftlern,
Sozialexperten und Verbän-
den in einem „Dialog zur Al-
terssicherung“ beraten, wie
es im Einladungsschreiben
der SPD-Politikerin heißt.
Die erste Sitzung der 18 Ex-
perten soll am 8. Juli im Mi-
nisterium stattfinden, Thema
wird die zusätzliche Alters-
vorsorge sein. Aus der Einla-
dung geht auch hervor, dass
mit einem Reformkonzept
nicht vor Ende Oktober zu
rechnen ist. Nahles hat be-
reits angekündigt, dass sie
nicht allein auf das gesetz -
liche Sicherungsniveau ab-
stellen, sondern vor allem
die Betriebs- und Riesterren-
te reformieren will. ran, cos
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Sitzungssaal des Parlamentarischen Kontrollgremiums

Asyl

Einigung außer
Sicht
Eine Einigung von Bund und
Ländern, die Maghreb-Staa-
ten Marokko, Algerien und
Tunesien als sichere Her-
kunftsstaaten einzustufen
und damit Asylverfahren zu
beschleunigen, ist in weite
Ferne gerückt. „Es ist zu

spät, sie haben es echt ver-
geigt“, sagt ein Verhand-
lungsführer der Grünen. Füh-
rende Politiker der Partei ha-
ben ihre Ablehnung ange-
kündigt, dabei war ein Kom-
promiss Mitte März schon
greifbar nahe. Damals hatte
der Bundesrat in einer Stel-
lungnahme angeregt, eine zu-
sätzliche Altfallregelung so-
wie eine Beschwerdemöglich-

keit für erstinstanzliche
 Eilentscheidungen zu schaf-
fen. Hätte der Bund die Vor-
schläge aufgenommen, hät-
ten Baden-Württemberg
(Grüne/CDU), Hamburg und
weitere Länder, in denen die
Grünen mitregieren, dem
Vorschlag mutmaßlich zuge-
stimmt und die Mehrheit ge-
sichert. Doch das Bundes -
innenministerium nahm die

Änderungswünsche nicht auf.
Nun gilt es als unwahrschein-
lich, dass der Bundesrat dem
Gesetzentwurf am Freitag zu-
stimmt. In rot-grün geführten
Landesregierungen heißt es
in Richtung Kanzleramtschef
Peter Altmaier (CDU): „Alle
haben auf ein Gesprächs -
angebot Altmaiers an die
Grünen gewartet.“ Das je-
doch sei nicht gekommen. kn

Geheimdienst-Kontrolle

Spione auf 
offener Bühne
Die Abgeordneten des Bun-
destages sollen die Geheim-
dienste künftig besser kon-
trollieren können als bisher.
Ein auf fünf Jahre gewählter
Bevollmächtigter, im Regel-
fall ein Richter, soll mit ei-
nem 20-köpfigen Team dem
Parlamentarischen Kontroll-
gremium (PKGr) zuarbeiten.
Das ist der Kernpunkt des
neuen PKGr-Gesetzes, auf
das sich Union und SPD geei-
nigt haben; es soll gemein-
sam mit dem reformierten
BND-Gesetz im Herbst ver-
abschiedet werden. Die Bun-
desregierung hat bereits ihre
Zustimmung signalisiert. Op-
positionspolitiker sprechen
von einem faulen Kompro-
miss: Die Regierung wolle
drei Jahre nach Beginn der
NSA-Affäre nun doch fast
alle umstrittenen Praktiken
der Geheimdienste gesetz-
lich legitimieren – mit der
Ausweitung der parlamenta-
rischen Kontrollbefugnisse
werde dieser Umstand ledig-
lich kaschiert. Der Gesetz-

entwurf, dem die Fraktions-
vorsitzenden noch zustim-
men müssen, sieht vor, dass
sich die Präsidenten der Ge-
heimdienste einmal im Jahr
einer öffentlichen Anhörung
stellen müssen. Berichte ei-
nes Ermittlungsbeauftragten,
wie jüngst im Fall eines ver-
storbenen V-Manns aus der
Neonaziszene, darf das Gre-
mium künftig an vergleichba-
re Organe auf Bundes- und
Landesebene weiterleiten.
Zudem sollen die Fraktions-
vorsitzenden ein Informa -
tionsrecht erhalten; bislang
müssen die neun geheim ta-
genden Abgeordneten ihr
Wissen für sich behalten. Die
„besonderen Vorkommnisse“,
über welche die Geheim-
dienstchefs das Parlament in-
formieren müssen, werden
nun erstmals, wenn auch
vage, gesetzlich definiert.
Schließlich sollen „Whistle-
blower“ aus den Diensten et-
was besser geschützt werden:
Ihren Namen muss das Gre-
mium nur an die Bundesre-
gierung weiterleiten, wenn
es für die Aufklärung eines
Vorwurfs zwingend erforder-
lich ist. jös, mba


